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Antrag 
 
der Fraktion der PIRATEN 
 
 
 
 
Geflüchtete Frauen und Kinder nicht vergessen: Schutz vor Gewalt auch in den Landes-
aufnahmen sicherstellen! 
 
 
I. Sachverhalt  
 
In den letzten Jahren machten viele Flüchtlingsinitiativen immer wieder auf die besonders pre-
käre Situation von Frauen, Kindern und homo-, bi-, trans- oder intersexuelle Flüchtlinge 
(LSBTI-Personen) in Sammelunterkünften aufmerksam. Im Jahr 2013 wurde deshalb unter 
anderem die Kampagne „Frauen und Kinder raus aus den Lagern!“ ins Leben gerufen und 
eine Petition gestartet. Dennoch gilt laut Gesetz nach wie vor, dass Asylbewerber im Regelfall 
in Gemeinschaftsunterkünften untergebracht werden sollen.  
 
In den ersten Monaten sind Schutzsuchende, die einen Asylantrag bei einer Außenstelle des 
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge gestellt haben, gesetzlich verpflichtet, in der für 
ihre Aufnahme zuständigen Aufnahmeeinrichtung zu wohnen.  
 
In NRW standen am 12.01.2016 85.193 Unterbringungsplätze in Landesaufnahmen zur Ver-
fügung – davon sind 69.729 Not-Plätze, beispielsweise in Turnhallen, Zeltstädten, Container-
dörfern usw.  
 
In den Notunterkünften des Landes leben die Menschen auf engsten Raum, ohne Beschäfti-
gung und Privatsphäre und leider auch ohne echten Schutz. So kam es immer wieder zu Ge-
walt in den Unterkünften, und zwar nicht nur unter den Mitbewohnern. Das zeigt das auf-
wendige Verfahren der Staatsanwaltschaft Siegen gegen 50 Angeklagte im Fall des Misshand-
lungsskandals von Burbach, und das zeigen auch weitere Fälle aus dem Jahr 2015. Es steht 
zumindest auch ein Vorwurf von sexuellen Missbrauch durch Bedienstete von unter Landes-
aufsicht stehenden Sammelunterkünften im Raum.  
 
Die Herausforderungen durch die steigende Anzahl von Asylantragsstellerinnen und -stellern 
darf nicht dazu führen, dass der Gewalt- und Diskriminierungsschutz in den Unterkünften nicht 
gewährleistet wird. Viele Familien in Kriegsgebieten schicken zwar zunächst die männlichen 
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Familienmitglieder auf den Weg in die sicheren EU-Länder, aber mehr als ein Drittel der An-
tragssteller in Deutschland sind Frauen. Hinzu kommt eine große Anzahl von LSBTI-Personen.  
 
Der fehlende Diskriminierungsschutz macht es auch für besonders schutzbedürftige Personen 
extrem schwierig, in den Landesaufnahmen zu leben, und die vielen Probleme setzen sich in 
den Kommunen fort. Auf Antrag der Landtagsfraktion der PIRATEN berichtete Innenminister 
Ralf Jäger am 22. Januar 2015 im Innenausschuss des Landtages von Strafermittlungsverfah-
ren gegen Sicherheitsbedienstete der kommunalen Unterbringungseinrichtungen in Köln und 
Dortmund. Dieses Jahr wurde Anfang Januar bekannt, dass es in Köln zudem Fälle von sexu-
alisierter Gewalt gegen Frauen und Kindern in kommunalen Unterkünften gegeben habe. In 
einer Vorlage der Stadtverwaltung (3437/2015) wurde im November 2015 durch die Stadtver-
waltung von Fällen häuslicher Gewalt gesprochen.  
 
Seit Jahren ist bekannt, dass es wenige Frauenhausplätze in Köln gibt und Frauen in andere 
Städte verwiesen werden. Die Forderung nach einem Landesfinanzplan für Frauenhäuser ist 
schon mehrere Jahre alt. Es sieht auch schlecht aus mit der Finanzierung anderer Maßnah-
men zum Schutz vor sexualisierter Gewalt, z.B. Nottelefone in verschiedenen Sprachen. Im 
Sozialausschuss der Stadt Köln wurden verschiedene Wohnprojekte ausschließlich für Frauen 
beschlossen. Die Stadt betreibt zurzeit zudem einen Frauenflügel in der Notaufnahmeeinrich-
tung und will das Projekt zur Betreuung von allein lebenden männlichen Flüchtlingen mit chro-
nischen psychischen Krankheiten ausbauen. Die Stadt betont, dass bereits jetzt besonders 
schutzbedürftige Flüchtlinge in Köln bevorzugt in Hotels und Beherbergungsbetrieben unter-
gebracht werden, um den Ansprüchen aus der EU-Aufnahmerichtlinie (2013/33/EU) gerecht 
zu werden. Sukzessive will die schwarz-grüne Koalition in Köln deshalb dafür sorgen, dass 
alle besonders schutzbedürftigen Flüchtlinge, die dies wünschen, in gesonderte Einrichtungen 
untergebracht werden.  
 
Die Richtlinie stellt insbesondere für die folgenden Personengruppen einen erhöhten Schutz-
bedarf fest: Minderjährige, unbegleitete Minderjährige, Menschen mit Behinderung, Personen 
mit schweren körperlichen Erkrankungen, ältere Menschen (d. h. Personen über 65 Jahre), 
Schwangere, Alleinerziehende mit minderjährigen Kindern, Opfer von Menschenhandel, Per-
sonen mit psychischen Störungen, Menschen, die Folter, Vergewaltigung oder sonstige For-
men psychischer, physischer oder sexueller Gewalt erlitten haben, z.B. Verstümmelung weib-
licher Genitalien.  
 
Seit Mitte Juli 2015 muss die Landesregierung die EU-Aufnahmerichtlinie umsetzen. Kern die-
ser Richtlinie ist es, besonders schutzbedürftige Personen zu identifizieren und anschließend 
angemessen zu versorgen. In der Vorlage 1641/2015 der Stadt Köln teilte die Stadtverwaltung 
mit, dass die Landesregierung keinerlei Angaben über besondere Bedarfe zugewiesener Asyl-
suchender macht und in der Vorlage 3437/2015 teilt sie sogar mit, dass es keine statistischen 
Angaben über Menschen mit Behinderungen in den Unterkünften gibt. Die Landesregierung 
muss endlich ein obligatorisches Screening, das Merkmale wie chronische Erkrankungen, 
Schwangerschaften, Traumata oder Behinderung erkennt, direkt nach der Ankunft in den Lan-
desaufnahmen einführen. 
 
In anderen Bundesländer gibt es auch Probleme: So wurde in Gießen, dem Standort der hes-
sischen Erstaufnahmeeinrichtung, von Frauenverbänden eine geschlechtergetrennte Unter-
bringung von Flüchtlingen, die nicht im Familienverbund leben, gefordert. Als Grund dafür ga-
ben sie an, dass es in der hessischen Landesaufnahme zu Übergriffen auf Frauen und Kinder 
gekommen sei. Diese Beobachtung wurde auch von der örtlichen Polizei bestätigt. Das Prob-
lem ist nicht bundeslandspezifisch.  
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Es ist nur logisch, dass die Unterbringung in Zeltstädten und Großunterkünften ohne strikte 
räumliche Trennung und ohne Rückzugsmöglichkeiten für Frauen und Kinder deren Ängste 
vergrößern. Bremen und Hamburg haben daher Flüchtlingsunterkünfte nur für allein reisende 
Frauen und besonders schutzbedürftige Personen eröffnet. In Darmstadt wurde eine reine 
Frauenunterkunft, die seit letzten August betrieben wird, von den Betroffenen sehr gut aufge-
nommen: Die Frauen gaben an, sich erstmals seit Beginn ihrer Flucht sicher zu fühlen.  
 
Das Deutsche Institut für Menschenrechte hat im Papier „Effektiver Schutz vor geschlechts-
spezifischer Gewalt – auch in Flüchtlingsunterkünften“ konkrete und detaillierte Empfehlungen 
für eine menschenrechtskonforme Weiterentwicklung des Gewaltschutzsystems für Asylsu-
chende und Geduldete in Flüchtlingsunterkünften entwickelt. Anlässlich des letzten Internati-
onalen Frauentages wurde angemahnt, dass „Flüchtlingsfrauen in Deutschland [...] Zugang zu 
wirksamem Schutz vor sexueller Belästigung und geschlechtsspezifischer Gewalt haben 
[müssen], wenn sie hier in Erstaufnahmeeinrichtungen und Gemeinschaftsunterkünften le-
ben.“ In NRW ist dies zurzeit nicht gewährleistet.  
 
 
II. Der Landtagstellt fest:  
  

1. Der Landtag NRW verurteilt ausnahmslos jede Form von menschenfeindlicher Gewalt 
und Diskriminierung und setzt sich überall in NRW für den Schutz von Frauen, Kindern, 
Migranten und anderen schutzbedürftigen Personen ein.  
 

2. Die Landesregierung in NRW setzt sich nicht genug für den Schutz und die Rechte von 
Frauen, Kindern und schutzbedürftigen Personen in den Landesaufnahmen in NRW 
ein. Flüchtlingsfrauen, -kinder, LSBTI-Personen und besonders schutzbedürftige Per-
sonen müssen in den Landesaufnahmen wirksamen Schutz vor sexueller Belästigung 
und geschlechtsspezifischer Gewalt erhalten.  
 
 

III. Der Landtag fordert die Landesregierung auf:  
 

1. einige Landesaufnahmen ausschließlich mit allein reisenden Frauen und Frauen mit 
Kindern zu belegen. 

2. Für Menschen, die Opfer sexualisierter Gewalt geworden sind, und ihre Kinder sind 
unverzüglich gesonderte Unterkünfte zur Verfügung zu stellen. In diesen Einrichtungen 
müssen geeignetes Fachberatungspersonal und Therapieangebote vorgehalten wer-
den. Besonders schutzbedürftigen Personen müssen alternative Unterbringungsmög-
lichkeiten zur Verfügung stehen.  

 
3. Die bestehenden Konzepte, z.B. „Hilfe für gewaltbetroffene Flüchtlingsfrauen – Förder-

mittel des Landes in Höhe von 900.000 €“ und „Beratungsleistungen für traumatisierte 
Flüchtlingsfrauen“, müssen zu einem Gesamtschutzkonzept ausgebaut werden. Die 
Vorschläge aus dem Policy Paper „Effektiver Schutz vor geschlechtsspezifischer Ge-
walt – auch in Flüchtlingsunterkünften“ des Deutschen Institut für Menschenrechte sol-
len dabei vollumfänglich berücksichtigt werden. Dem Landtag ist bis zum 30. Juli 2016 
Bericht zu erstatten.  

 
4. Die Landesregierung muss sich auf allen Ebenen für die Umsetzung der Istanbul-Kon-

vention einsetzen und diese Norm in den eigenen Landesaufnahmen unverzüglich um-
setzen.  
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5. Dem Landtag ist bis zum 30. Juli 2016 ein Konzept zur Umsetzung der  
EU-Aufnahmerichtline vorzulegen, das insbesondere sicherstellt, dass Merkmale wie 
chronische Erkrankungen, Schwangerschaften, Trauma oder Behinderung bereits in 
den Landesaufnahmen erkannt werden. Den Kommunen sind dann Angaben über die 
sich daraus ergebenden besonderen Bedarfe dieser Personen bei der Zuweisung mit-
zuteilen.  

 
6. Die Unterkünfte von Flüchtlingen müssen besser vor rechter Gewalt geschützt werden. 

Maßnahmen dazu können dem Entschließungsantrag „Menschenfeindliche Gewalt 
und Hetze erfassen, aufklären und abwehren – Zeichen setzen für Demokratie und 
gegen Flüchtlingsfeindlichkeit“ Drucksache 16/10147 entnommen werden.  

 
 
 
Michele Marsching  
Marc Olejak 
Simone Brand 
Birgit Rydlewski 
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